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Vorwort

Infolge meines Vortrags auf der Tagung der Vereinigung der Deutschen
Staatsrechtslehrer am 5. Oktober 2018 in Bonn über das Thema „E-Go-
vernment: Ein Paradigmenwechsel in Verwaltung und Verwaltungsrecht?“,
veröffentlicht in VVDStRL 78 (2019), S. 235 ff., habe ich mich in letzter
Zeit intensiv mit der Digitalisierung der Verwaltung befasst. Dabei hat sich
herausgestellt, dass die Realisierung des E-Governments in Deutschland
bislang deutlich hinter den zurzeit in Erwägung gezogenen Digitalisie-
rungsmöglichkeiten der Verwaltung zurückbleibt.
Die vorliegende Studie behandelt u.a. aktuelle IKT-Entwicklungen, die
man in der Verwaltung einsetzen möchte, einschließlich daraus resultieren-
der Rechtsfragen, aber auch die Auswirkungen der Digitalisierung auf die
Verwaltung. Es war mir ein wichtiges Anliegen, die Vielzahl an amtlichen
Dokumenten, Literatur und Rechtsprechung zum Thema digitale Verwal-
tung möglichst umfassend auszuwerten. Auch wenn bei meiner Abhand-
lung die verwaltungsrechtliche Perspektive im Vordergrund steht, wurden
an passenden Stellen Querbezüge zu anderen Rechtsbereichen und Diszi-
plinen sowie zu Entwicklungen im Ausland hergestellt.
Angesichts der schnellen Fortschritte im IKT-Bereich kann es sich bei die-
ser Studie, die sich auf dem Stand von Ende Juni 2019 befindet, nur um
eine Momentaufnahme handeln. Mit Spannung bleibt daher abzuwarten,
wie die deutsche Verwaltung im Zeitalter der Digitalisierung in zehn,
zwanzig oder mehr Jahren aufgestellt sein wird.
An dieser Stelle möchte ich mich auch bei den Kolleginnen und Kollegen
bedanken, die mir bei meinen Überlegungen mit Gesprächen in Sachen
IKT oder durch die Vorabüberlassung von Manuskripten weitergeholfen
haben. Dank gilt auch meinem gesamten Lehrstuhlteam für anregende
Diskussionen. Des Weiteren haben mich meine Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter Sabrina Balz, Mascha Bilsdorfer, Emrah Dilek, Lukas Eisenhuth,
Alexandra Fiedler, Katja Gluding, Minji Han, Dr. Manuel Kollmann, Fran-
ziska Lind, Dominik Nüßgen, Cathrin Renner, Philipp Singler, Gina Sta-
rosta und Florian Zenner bei der Literaturrecherche sowie dem Korrektur-
lesen dieses Manuskripts tatkräftig unterstützt. Weiterer Dank gebührt au-
ßerdem meiner Sekretärin Marlies Weber.

Saarbrücken, im Juli 2019 Annette Guckelberger
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